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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen. Zudem ist er im Lobbyregister Mecklenburg-Vorpommerns eingetragen. 

 

Zusammenfassung 

Kernpunkte der am 1.7.2023 in Kraft tretenden Stiftungsrechtsreform auf Bundesebene 

sind die abschließende Regelung und Vereinheitlichung des Stiftungszivilrechts im 

Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und die Einrichtung eines Stiftungsregisters zum 

1.1.2026. Infolge dieser Reform sind die Landesstiftungsgesetze um alle zivilrechtlichen 

Regelungen zu bereinigen; sie sind künftig reine Aufsichtsgesetze.  

 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns (LT-Drs. 8/2085) 

entspricht diesen Anforderungen.  

 

Um den Erwartungen des Rechtsverkehrs an ein modernes Stiftungsrecht noch 

umfassender gerecht zu werden, schlägt der Deutsche Anwaltverein vor, das 

Stiftungsverzeichnis um Angaben zur Vertretungsbefugnis und zur Zusammensetzung 

der vertretungsberechtigten Organe zu ergänzen und durch Einführung einer 

Stiftungsaufsichtsbeschwerde den verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz zu 

verbessern.  

 

I. Allgemeines 

Am 1.7.2023 tritt das Gesetz zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts in weiten Teilen 

in Kraft. Die zentralen Anliegen dieser Reform – die abschließende Regelung und 

Vereinheitlichung des Stiftungszivilrechts im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) und die 

Einrichtung eines Stiftungsregisters zum 1.1.2026 – sind zu begrüßen. Die mehr als 

25.000 rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen Rechts, ihre Organe sowie die Stifter 

benötigen einen sicheren Rechtsrahmen für ihr Handeln. Aber auch andere Teilnehmer 
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des Rechtsverkehrs haben ein Interesse an Rechtssicherheit und Transparenz, 

beispielsweise Vertragspartner von Stiftungen oder Abkömmlinge des Stifters. 

 

Im Rahmen der Reform sind die Landesstiftungsgesetze um alle zivilrechtlichen 

Regelungen, etwa zum Stifterwillen, zur Vermögensverwaltung oder zur Organhaftung, 

zu bereinigen. Landesrechtliche zivilrechtliche Regelungen treten mangels 

Gesetzgebungskompetenz mit Ablauf des 30.6.2023 außer Kraft (Art. 74 Abs. 1 Nr. 1, 

72 Abs. 1 GG). Hiervon ist auch das Stiftungsgesetz des Landes Mecklenburg-

Vorpommern vom 7.6.2006 (MVStiftG) betroffen.1  

 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung (LT-Drs. 8/2085) entspricht diesen 

Anforderungen und hebt sich sehr positiv von bereits verabschiedeten oder im Entwurf 

vorliegenden Entwürfen anderer Länder ab:  

 

 Insbesondere durch die ersatzlose Streichung der Regelungen zu 

Organmaßnahmen der Stiftungsbehörde und zu Satzungsänderungen (§§ 7 Abs. 2, 

8 und 9 MVStiftG), für die keine Gesetzgebungskompetenz der Länder mehr 

verbleibt, werden die Regelungen konsequent auf Maßnahmen der Stiftungsaufsicht 

zurückgeführt.  

 

 Unter den Bundesländern, die bisher ihre Landesstiftungsgesetze reformiert haben 

(Baden-Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und 

Schleswig-Holstein) oder Entwürfe vorgelegt haben (Bayern, Niedersachsen und 

Sachsen), ist Mecklenburg-Vorpommern das einzige Bundesland, welches die 

laufende Aufsicht über Familienstiftungen bzw. privatnützige Stiftungen nicht 

einschränkt. Nachdem das BGB nunmehr die laufende Stiftungsaufsicht anspricht 

(vgl. § 83 Abs. 2 BGB n.F.), wird sie überwiegend als bundesrechtlich zwingend 

vorgegeben für alle Stiftungen angesehen.2 Unabhängig davon erscheint es 

jedenfalls überzeugend, die laufende Aufsicht über privatnützige Stiftungen in 

Mecklenburg-Vorpommern weiterhin zu gewährleisten, schon weil sich Stifter 

bestehender Stiftungen darauf verlassen haben, dass diese beaufsichtigt werden.  

                                                 
1  Stiftungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Landesstiftungsgesetz – StiftG M-V) vom 

7. Juni 2006 (GVOBl. M-V S. 366) GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 401-2, zuletzt geändert durch Art. 2 ÄndG 
vom 15.11.2012 (GVOBl. M-V S. 502). 

2  Vgl. Andrick, NRW LT-Drs. 18/386, S. 4 f.; Hüttemann/Rawert, ZIP 2021 Beilage zu Heft 33, 1 (42); 
Unger, NRW LT-Drs. 18/401, S. 4; Weitemeyer, npoR 2023, 7 (10); dies., NRW LT-Drs. 18/298, S. 6.  
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Bislang lässt der Entwurf allerdings Forderungen nach verbessertem Rechtsschutz von 

Stiftungen und Stiftungsinteressierten unerfüllt. In diesem Punkt sowie bei der 

Verbesserung der Transparenz von Stiftungen bereits vor Einrichtung des 

Stiftungsregisters könnte der Entwurf Mecklenburg-Vorpommerns noch ambitionierter 

sein. Mit diesen Ergänzungen bestünde die Chance, eines der bundesweit 

fortschrittlichsten Landesstiftungsgesetze zu verabschieden. 

 

II. Ergänzungsvorschläge 

Im Besonderen regt der Deutsche Anwaltverein folgende Ergänzungen an: 

 

1. Zu § 3 Stiftungsverzeichnis  

Das zuständige Ministerium führt – wie schon bisher – ein allgemein einsehbares 

Verzeichnis (Stiftungsverzeichnis) mit den Angaben der Stiftungsbehörde zum 

Namen, zum wesentlichen Zweck, zum Sitz, zur Anschrift und zum Datum der 

Anerkennung der Stiftungen (vgl. § 3 MVStiftG). Dies dient der Herstellung eines 

Mindestmaßes an Transparenz über Stiftungen. Das Stiftungsverzeichnis soll nach 

dem Gesetzentwurf allerdings auch künftig keine Angaben zu den 

vertretungsberechtigten Personen enthalten. Um dem Rechtsverkehr zumindest 

einen Anhaltspunkt zu geben, durch wen eine Stiftung vertreten wird, und um auch 

die Zustellung von Schriftsätzen zu erleichtern, welche grundsätzlich an den 

gesetzlichen Vertreter zuzustellen sind (vgl. § 170 Abs. 1 S. 1, 130 Nr. 1 ZPO), 

sollten die Vertretungsbefugnis und die Zusammensetzung der 

vertretungsberechtigten Organe ins Stiftungsverzeichnis aufgenommen werden. 

Diese Angaben liegen der Stiftungsbehörde aufgrund der entsprechenden 

Mitteilungspflicht der Stiftung vor (vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 1 MVStiftG). 

 

Zwar werden sich Angaben zur Vertretung spätestens ab dem 1.1.2027 dem 

Stiftungsregister entnehmen lassen (vgl. § 2 Nr. 5, Nr. 6 und Nr. 7 StiftRG) und die 

Eintragungen im Stiftungsverzeichnis begründen auch keine Publizität (vgl. § 3 

Satz 2 MVStiftG). Allerdings wäre die vorgeschlagene Verbesserung der 

Transparenz auch mit diesen Einschränkungen wertvoll. 
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§ 3 Satz 1 Stiftungsverzeichnis – Formulierungsvorschlag 

Das für das Stiftungswesen zuständige Ministerium führt ein allgemein 

einsehbares Verzeichnis mit den Angaben der Stiftungsbehörden zum Namen, 

zum wesentlichen Zweck, zum Sitz, zur Anschrift, zur Vertretungsbefugnis und 

zur Zusammensetzung der vertretungsberechtigten Organe und zum Datum der 

Anerkennung der Stiftungen. […].  

 

Die geplante Fortführung des Stiftungsverzeichnisses über den 31.12.2026 hinaus 

(Frist für die Eintragung ins Stiftungsverzeichnis) ist zu begrüßen, da das 

Stiftungsverzeichnis gegenüber dem Stiftungsregister zusätzliche Informationen 

enthält (insbesondere Zweck und Anschrift der Stiftung).3  

 

2. Neuregelung einer Stiftungsaufsichtsbeschwerde 

Um Rechtsschutzlücken im Stiftungsrecht zu schließen, empfiehlt der Deutsche 

Anwaltverein die gesetzliche Verankerung einer „Stiftungsaufsichtsbeschwerde“ im 

Landesrecht.  

 

Die Mitgliederlosigkeit der Stiftung bedingt die besondere Gefahr eines 

Kontrolldefizits und damit die Schutzlosigkeit der Stiftung vor rechtswidrigem 

Verhalten der Stiftungsbeteiligten, insbesondere der Stiftungsorgane. Auftrag der 

Stiftungsbehörden ist es, die Stiftung vor stiftungsfremden Sonderinteressen zu 

bewahren und dem in der Stiftungsverfassung objektiv zum Ausdruck kommenden 

Stifterwillen gegen abweichendes Verhalten der Stiftungsbeteiligten zur 

Durchsetzung zu verhelfen. Personen mit berechtigtem Interesse sollten daher die 

Möglichkeit haben, gegen Handlungen und Unterlassungen der Stiftungsorgane 

oder der Aufsichtsbehörde durch Einlegung von Rechtsbehelfen vorzugehen.4 Die 

Stiftungsaufsichtsbeschwerde dient dem Schutz der Stiftung, wenn der Schutz durch 

die Aufsichtsbehörden versagt.5 

                                                 
3  Die Forderung des Bundesrats nach Aufnahme des Stiftungszwecks in das Stiftungsregister (BR-Drs. 

143/1/21, S. 4) wurde durch den Bundesgesetzgeber nicht erfüllt. 
4  Siehe bereits MüKoBGB/Reuter, 6. Aufl. 2012, § 85 Rn. 25. Vgl. auch Arnold/Burgard/ 

Droege/Hüttemann/Jakob/Leuschner/Rawert/Roth/Schauhoff/Segna/Weitemeyer, 
Professorenentwurf, ZIP 2020, Beilage zu Heft 10, 1 (9 f.); BeckOGK/Jakob/Picht, 1.2.2021, BGB § 85 
Rn. 66; Staudinger/Hüttemann/Rawert, 2017, § 85 Rn. 48. 

5  Vgl. BeckOGK/Jakob/Picht, 1.2.2021, BGB § 85 Rn. 66; MüKoBGB/Weitemeyer, 9. Aufl. 2021, BGB 
§ 85 Rn. 31. Zur Schutzlosigkeit der Stiftung, vgl. MHdB GesR VII/Roth, § 96 Rn. 28; Jakob, Schutz 
der Stiftung, 2006, 371 ff. 
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Der 72. Deutsche Juristentag hat im Jahr 2018 bereits empfohlen:  

„Im Stiftungsrecht muss eine Stiftungsaufsichtsbeschwerde anerkannt werden, 

mit welcher die Aufsichtsbehörden zu einem Tun oder Unterlassen verpflichtet 

werden können. Beschwerdeberechtigt sollten Stiftungsbeteiligte wie 

beispielsweise Destinatäre bzw. Nachkommen des Stifters sein, die im Einzelfall 

ein berechtigtes Kontrollinteresse haben.“6 

 

a) Erforderlichkeit 

Die gesetzliche Klarstellung ist erforderlich, da die Verwaltungsgerichte eine 

Klagebefugnis Stiftungsinteressierter im Sinne einer Betroffenheit in eigenen 

subjektiv-öffentlichen Rechten (§ 42 Abs. 2 Halbsatz 2 VwGO) regelmäßig 

ablehnen. Erst jüngst urteilte der VGH Mannheim, das geltende 

Stiftungsaufsichtsrecht kenne kein Notklagerecht Stiftungsinteressierter.7 Nach 

ständiger Rechtsprechung dient die Stiftungsaufsicht dem Schutz der Stiftung 

selbst und dem Schutz des Rechtsverkehrs, eine die Rechte Dritter schützende 

Funktion soll ihr hingegen nicht zukommen.8 

 

Aufgrund der zu restriktiven verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung unterliegt 

das Handeln der Stiftungsbehörden in weiten Teilen nicht der gerichtlichen 

Kontrolle. Eine Rechtsschutzlücke kann eintreten,  

„wenn sich ein Vorstand als das vertretungsbefugte Organ der Stiftung mit 

der Stiftungsaufsicht über die rechtliche Unbedenklichkeit einer Entscheidung 

oder Maßnahme einig [ist], während ein anderes an der internen 

Willensbildung der Stiftung zu beteiligendes Kontrollorgan geltend machen 

                                                 
6  Vgl. Beschlüsse des 72. Deutschen Juristentages Leipzig 2018, Abteilung Zivil-, Wirtschafts- und 

Steuerrecht. Empfiehlt es sich, die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Gründung und Tätigkeit 
von Non-Profit-Organisationen übergreifend zu regeln?, Nr. 30, abrufbar unter djt.de/djt-e-v/unsere-
geschichte/72-djt/ (abgerufen am 20.6.2023).  

7  Vgl. VGH Mannheim v. 21.6.2022 – 1 S 1865/20, NZG 2022, 1489. Ebenso bereits VGH München 
v. 19.1.2010 – 5 ZB 09.504, BeckRS 2010, 9882 (Rn. 11). 

8  Vgl. OVG Lüneburg v. 18.9.1984 – 10 A 102/82, NJW 1985, 1572 ff.; OVG Münster v. 27.1.1995 – 25 A 
4196/92, NVwZ-RR 1996, 426; VGH München v. 19.1.2010 – 5 ZB 09.504, BeckRS 2010, 9882; VG 
Cottbus v. 25.8.2016 – 1 K 1444/14, BeckRS 2016, 5462. Siehe auch BGH v. 3.3.1977 – III ZR 10/74, 
NJW 1977, 1148.  

https://djt.de/djt-e-v/unsere-geschichte/72-djt/
https://djt.de/djt-e-v/unsere-geschichte/72-djt/
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kann, dass damit ein nicht mehr durch die Stiftungsautonomie gedeckter, 

dem Stifterwillen widersprechender Zustand geschaffen würde.“9  

 

Soweit ersichtlich hat bislang lediglich das OVG Berlin im Interesse der effektiven 

Rechtsschutzgewährung im Sinne von Art. 19 Abs. 4 GG ein Notklagerecht 

anerkannt und entschieden, dem Aufsichtsorgan einer Stiftung müsse eine  

„Prozessführungsbefugnis für ein gerichtliches Vorgehen gegen die staatliche 

Stiftungsaufsicht zustehen, wenn ohne die Zuerkennung einer solchen 

Befugnis nicht gewährleistet wäre, dass die Stiftungsaufsicht im Einzelfall 

ihrer Verpflichtung nachkommt, den Stifterwillen und den Stiftungszweck 

gegenüber der Stiftung und ihren Organen durchzusetzen.“10 

 

Wissenschaft und Praxis fordern daher überwiegend eine Verbesserung des 

Rechtsschutzes bzw. die Stiftungsaufsichtsbeschwerde.11 

 

b) Landesrechtliche Kompetenz 

Die Verwaltungsgerichtsordnung lässt die landesrechtliche Regelung einer 

Klagebefugnis gegen Entscheidungen von Landesbehörden wie der 

Stiftungsbehörde zu (vgl. § 42 Abs. 2 Halbsatz 1 VwGO).12  

 

                                                 
9  So OVG Berlin v. 1.11.2002 – 2 S 29/02, NVwZ-RR 2003, 323 im Rahmen des vorläufigen 

Rechtsschutzes analog §§ 80 Abs. 5, 80a VwGO. Zum „Problem des rechtswidrigen Konsenses 
zwischen zuständigem Stiftungsorgan und Stiftungsaufsicht“ vgl. auch MüKoBGB/Weitemeyer, 9. Aufl. 
2021, § 85 Rn. 32; Gollan, ErbR 2020, 700 (702).  

10  OVG Berlin v. 1.11.2002 - 2 S 29/02, NVwZ-RR 2003, 323. Ablehnend Suerbaum, NVwZ 2005, 160. 
11  Vgl. Arnold, npoR 2017, 185 (186); ders., npoR 2021, 84 (88); allgemein für verbesserten Rechtsschutz 

Arnold/Burgard/Droege/Hüttemann/Jakob/Leuschner/Rawert/Roth/Schauhoff/Segna/Weitemeyer, 
Professorenentwurf, ZIP 2020, Beilage zu Heft 10, 1 (9 f.); Bundesverband Deutscher Stiftungen, 
StiftungsPosition 05/2022, Mai 2022, S. 3, abrufbar unter www.stiftungen.org/verband/wer-wir-
sind/interessenvertretung.html (abgerufen am 21.6.2023); Gollan, ErbR 2020, 700 (702), für ein 
Notklagerecht aus möglicher Organzugehörigkeit; Jakob, npoR 2016, 7 (11 f.); Kämmerer/Weitemeyer, 
in FS K. Schmidt Teil I, 601 (622); Philippi, Anm. zu VGH Mannheim 21.6.2022 – 1 S 1865/20, 
npoR 2023, 75 (90); MHdB GesR VII/Roth, 6. Aufl. 2020, § 96 Rn. 32 („de lege ferenda 
bedenkenswert“); Schauhoff/Mehren, NJW 2021, 2993 (2998); MüKoBGB/Weitemeyer, 9. Aufl. 2021, 
§ 85 Rn. 32; dies., NJW 2018, 2775 (2778); dies., Anm. zu VG Sigmaringen v. 22.1.2020 – 6 K 300/17, 
npoR 2021, 208 (223 ff.). 

12  Vgl. BVerwGE 92, 263 (264); BeckOK VwGO/Schmidt-Kötters, 65. Ed. 1.10.2019, VwGO § 42 Rn. 213; 
Sodan/Ziekow/Sodan, 5. Aufl. 2018, § 42 Rn. 403; Schoch/Schneider/Wahl/Schütz, VwGO, 43. EL 
August 2022, § 42 Rn. 37 ff. 

https://www.stiftungen.org/verband/wer-wir-sind/interessenvertretung.html
https://www.stiftungen.org/verband/wer-wir-sind/interessenvertretung.html
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c) Ausgestaltung 

Als Vorbild für eine Regelung der Stiftungsaufsichtsbeschwerde wird häufig das 

schweizerische Recht genannt, das die Stiftungsaufsichtsbeschwerde als 

Rechtsbehelf sui generis bereits seit einer gerichtlichen Entscheidung aus dem 

Jahr 1992 anerkennt.13 Mit Wirkung zum 1.1.2024 wurde die 

Stiftungsaufsichtsbeschwerde nunmehr in der Schweiz gesetzlich verankert (Art. 

84 Abs. 3 ZGB nF).14  

 

Es ist zu empfehlen, die Stiftungsaufsichtsbeschwerde im deutschen Recht in 

das System des verwaltungsrechtlichen Rechtsschutzes einzufügen. Der Kreis 

der Beschwerdebefugten sollte anders als im schweizerischen Recht nicht 

enumerativ begrenzt15, sondern abstrakt gefasst werden; die 

Ausschussbegründung kann die Beschwerdebefugten (insbesondere Mitglieder 

eines fakultativen Organs16, den Stifter, seine Abkömmlinge, Begünstigte17 und 

mögliche künftige Organmitglieder18) beispielhaft aufzählen. Um den Kreis der 

Beschwerdebefugten einzugrenzen, sollte auf ein „berechtigtes“ Interesse an der 

Kontrolle abgestellt werden.19 Überdies ist im Sinne der zitierten Entscheidung 

des OVG Berlin zu erwägen, die Subsidiarität des Rechtsbehelfs hervorzuheben.  

§ 8 (neu) Stiftungsaufsichtsbeschwerde – Formulierungsvorschlag 

„(1) Wer ein berechtigtes Kontrollinteresse daran hat, dass die 

Geschäftsführung der Stiftung mit Gesetz und Stiftungssatzung in Einklang 

steht, kann, ohne in seinen Rechten verletzt zu sein, nach Maßgabe der 

                                                 
13  Vgl. Schweizerisches Bundesgericht, BGE 48 II 158 (166); Baumann Lorant, Die 

Stiftungsaufsichtsbeschwerde, SJZ 109 (2013), 517, abrufbar unter dufour-
advokatur.ch/category/publikationen/page/8/ (abgerufen am 20.6.2023). 

14  Art. 84 Abs. 3 ZGB nF lautet: „Begünstigte oder Gläubiger der Stiftung, der Stifter, Zustifter und 
ehemalige und aktuelle Stiftungsratsmitglieder, welche ein Interesse daran haben, dass die Verwaltung 
der Stiftung mit Gesetz und Stiftungsurkunde in Einklang steht, können gegen Handlungen und 
Unterlassungen der Stiftungsorgane Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde erheben.“ 

15  Vgl. die Kritik von Jakob/Savanovic, Verpasste Chance zur Stärkung des Stiftungsstandorts Schweiz, 
abrufbar unter www.ius.uzh.ch/de/research/units/stiftungsrecht/Aktuelles/Newsfeed/Verpasste-
Chance-zur-St%C3%A4rkung-des-Stiftungsstandorts-Schweiz.html (abgerufen am 20.6.2023). 

16  Vgl. OLG Köln v. 2.3.2018 – 1 U 50/17, NZG 2019, 70 (Rn. 32) für die Prozessführungsbefugnis 
eines Kontrollorgans. 

17  Vgl. OLG Stuttgart v. 27.6.2003, 5 U 162/02, juris (Rn. 33) zu Destinatären mit Leistungs-, 
Mitwirkungs- und allgemeinen Kontrollrechten. 

18  Vgl. BGH v. 26.04.1976 – III ZR 21/74, BeckRS 1976, 31114748 und BGH v. 22.1.1987, III ZR 26/85, 
BGHZ 99, 344-358, juris (Rn. 33) zu einer Person, der ein „Anwartschaftsrecht“ auf eine 
Organposition zusteht. 

19  Vgl. BeckOGK/Jakob/Picht, 1.2.2021, BGB § 85 Rn. 67. 

https://dufour-advokatur.ch/category/publikationen/page/8/
https://dufour-advokatur.ch/category/publikationen/page/8/
https://www.ius.uzh.ch/de/research/units/stiftungsrecht/Aktuelles/Newsfeed/Verpasste-Chance-zur-St%C3%A4rkung-des-Stiftungsstandorts-Schweiz.html
https://www.ius.uzh.ch/de/research/units/stiftungsrecht/Aktuelles/Newsfeed/Verpasste-Chance-zur-St%C3%A4rkung-des-Stiftungsstandorts-Schweiz.html
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Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Erlass, die Ablehnung oder die 

Unterlassung eines Verwaltungsakts der Stiftungsbehörde Rechtsschutz 

beantragen, wenn ohne die Zuerkennung einer solchen Befugnis nicht 

gewährleistet wäre, dass die Stiftungsbehörde im Einzelfall ihrer Verpflichtung 

nachkommt, die Stiftungsverfassung und den Stifterwillen gegenüber der 

Stiftung und ihren Organen durchzusetzen. Der Erlass, die Ablehnung oder 

die Unterlassung des Verwaltungsakts darf nicht auf Grund einer 

Entscheidung in einem verwaltungsgerichtlichen Streitverfahren erfolgt sein. 

 

(2) Ist der Erlass, die Ablehnung oder die Unterlassung eines 

Verwaltungsakts dem Rechtsbehelfsführer nicht bekannt gegeben worden 

oder hatte er keine Kenntnis davon, müssen Widerspruch und Klage binnen 

eines Jahres erhoben werden, nachdem der Rechtsbehelfsführer von dem 

Erlass, der Ablehnung oder der Unterlassung des Verwaltungsakts Kenntnis 

erlangt hat oder hätte erlangen können.“ 

 

d) Alternative 

Alternativ könnten die Rechtsschutzmöglichkeiten verbessert werden, indem das 

Gesetz klarstellt, dass die Stiftungsaufsicht auch im Interesse der zur Aufsicht 

über die Wahrung des Stifterwillens berufenen Personen tätig wird.20 Eine 

Klagebefugnis ergäbe sich dann aus § 42 Abs. 2 Halbsatz 2 VwGO.  

§ 4 Abs. 1 Satz 4 (neu) Stiftungsaufsicht – Formulierungsvorschlag 

(Alternative) 

„Die Stiftungsaufsicht besteht im Interesse der Stiftungen, im öffentlichen 

Interesse, sowie im Interesse derjenigen Personen, die ein berechtigtes 

Kontrollinteresse daran haben, dass die Geschäftsführung der Stiftung mit 

Gesetz und Stiftungssatzung in Einklang steht.“  

 

                                                 
20  So der Vorschlag des Bundesverbands Deutscher Stiftungen, StiftungsPosition 05/2022, 

Stellungnahme zur anstehenden Novellierung der Landesstiftungsgesetze, Mai 2022, S. 3, abrufbar 
unter www.stiftungen.org/verband/wer-wir-sind/interessenvertretung.html (abgerufen am 21.6.2023). 


